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Entwurf eines Rechtsakts des Rates über eine gemeinsame Maßnahme 
betreffend den Transit auf Fiughäfen 

«Ratsdok.-Nr. 5058/95 vom 29.03.95» 

- Drucksache 13/1338, Nr. 2.13 - 


Der Rat der Europäischen Union - 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 
K.l Nummer 3 Buchstaben a und c sowie auf Artikel K.3 Nummer 2 Buch- 
stabe b, 

gestützt auf den Vorschlag der Französischen Republik vom 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festlegung der Voraussetzungen für die Einreise und den Verkehr von 
Staatsangehörigen dritter Länder im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten nach 
Artikel K.l Nummer 3 Buchstabe a des Vertrags sowie die Bekämpfung der 
illegalen Einwanderung nach Artikel K. 1 Nummer 3 Buchstabe c des Vertrags 
stellen eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse dar. 

Der Luftweg wird häufig zur Einreise in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaa- 
ten im Hinblick auf einen illegalen Aufenthalt benutzt, was insbesondere in 
Einreiseanträgen oder faktischen Einreisen beim Transit auf Flughäfen zum 
Ausdruck kommt; es sollte eine verbesserte Kontrolle dieses Einreisewegs an- 
gestrebt werden. 

Visa für den Transit auf Flughäfen können zur Erreichung dieses Ziels bei- 
tragen, sollten aber im Hinblick auf eine optimale Entwicklung des Luftver- 
kehrs nur in Ausnahmefällen verlangt werden. 

Diese Angelegenheit betrifft nicht die Visa, die beim Überschreiten der 
Außengrenzen der Mitgliedstaaten verlangt werden, und fällt somit nicht un- 
ter Artikel 100 c des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft; 
sie ist dennoch von gemeinsamem Interesse und könnte durch eine gemein- 
same Maßnahme der Mitgliedstaaten effizienter geregelt werden - 
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erläßt die folgenden Bestimmungen: 

Die Mitgliedstaaten koordinieren ihre Regelungen für den Transit auf Flug- 
häfen. Hierzu wird folgendes festgelegt: 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser gemeinsamen Maßnahme ver- 
langen die Mitgliedstaaten von Staatsangehörigen dritter Länder bei der 
Durchreise durch die Transitzonen der im Hoheitsgebiet der Mitglied- 
staaten gelegenen Flughäfen kein Visum. 

2. Die Mitgliedstaaten verlangen von den Staatsangehörigen der Drittlän- 
der, die in dem im Anhang enthaltenen gemeinsamen Verzeichnis aufge- 
führt sind, ein Visum mit der Bezeichnung „Visum für den Transit auf Flug- 
häfen", sofern sie bei der Durchreise durch die Transitzonen der im Ho- 
heitsgebiet eines Mitgliedstaates gelegenen Flughäfen nicht im Besitz ei- 
nes Einreise- oder Transitvisums für den betreffenden Staat sind. 

3. Jeder Mitgliedstaat legt die Regelung für den Transit auf Flughäfen für 
die Staatsangehörigen der Länder fest, die nicht in dem als Anhang bei- 
gefügten gemeinsamen Verzeichnis aufgeführt sind (Erfordernis eines Vi- 
sums für den Transit auf Flughäfen oder nicht). 

4. Jeder Mitgliedstaat legt die Regelung für den Transit auf Flughäfen für 
Staatenlose und anerkannte Flüchtlinge fest. 

5. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission innerhalb einer Frist von zehn 
Arbeitstagen nach Inkrafttreten dieser gemeinsamen Maßnahme die 
Maßnahmen mit, die sie gemäß den Absätzen 3 und 4 getroffen haben. 
Diese Maßnahmen werden zur Unterrichtung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlicht. 

6. Der Vorsitz des Rates erstellt jedes Jahr einen Bericht über den Stand der 
Harmonisierung der Regelungen für den Transit auf Flughäfen in der Eu- 
ropäischen Union. 

7. Diese gemeinsame Maßnahme steht einer weiterreichenden Harmonisie- 
rung der betreffenden Regelungen zwischen einigen Mitgliedstaaten, die 
über das gemeinsame Verzeichnis hinausgeht, nicht entgegen. 

8. Diese gemeinsame Maßnahme tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 


Anhang 

Afghanistan 

Angola 

Bangladesch 

Ghana 

Haiti 

Irak 

Iran 

Libyen 

Somalia 

Sri Lanka 

Zaire 
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